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Für die Monate
Februar und März

verden Beſtellungen auf die

Halliſche Zeitung
um Preiſe von nur 2,00 Mk. für Auswärts von allen
zaiſerl. Poſtanſtalten und den Landbriefträgern,
ir Halle von der Expedition, gr. Märkerſtraße 11,

entgegen genommen.

v h
Halle, den 22. Janugr.

Politiſche Mittheilungen.
Ueber die Kriegsvorbereitungen der Fran-

joſen bringt heute die „Köln. Ztg.“ weitere Nachrichten.
ſie ſchreibt:

„Wir theilten vor einigen Tagen einen Bericht „Von der
ranzöſiſchen Grenze bei Metz. mit, der uns meldete, das fran
ſiſche Kriegsminiſterium habe beſchloſſen, die Feſtungen der
Hſtgrenze, namentlich Toul und Verdun, bedeutend zu ver-
irten; die Garniſonverwaltung Verduns habe bereits mit
jehreren Bau Unternehmern geheime Verträge abgeſchloſſen,
ponach dieſelben ſich bereit halten müßten, binnen fünfzig Tagen
holzbaracken für mehrere Tauſend Mann verſchiedener Truppen-
jattungen her zuſtellen. Dieſe Mittheilungen werden uns von
jut unterrichteter Seite nicht nur beſtätigt, ſondern noch er
peitert. Aus dem Elſaß erfahren wir, die Franzoſen beabſich-
ten, in kürzeſter Zeit längs der Grenze in Toul, Nancy,
unéville, Belfort, Beſangon und anderen Orten Ba-
acken für große Truppenmaſſen herzuſtellen: insbeſondere
pürden in dieſer Beziehung zwiſchen Belfort und Beſançon
mfangreiche Vorbereitungen getroffen für die Lieferung des
jöthigen Holzes ſei die Friſt ſo kurz geſtellt. daß die Händler,
enen dieſelbe übertragen ſei, ſogar die Geſchäfte im Schwarz-
palde in Anſpruch nehmen müßten. Der Brettholzhandel im
ſieder-Elſaß, der vollkommen darniederlag, ſo daß wöchentlich
zum einmal ein Waggon, und zwar faſt ausſchließlich ins Jn
ind verladen wurde, hat in Wie deſſen plötzlich einen großen
Iuſſchwung genommen. Jn Schirmeck z. B. ſind von fran-
öſiſchen Händlern bedeutende Abſchlüſſe gemacht worden, es
urden von dort zwiſchen dem 6. und 10. Januar nicht we-
iger als 16 Waggons mit etwa 10000 Brettern nach
an cy abgeſandt und ein Holzhändler, deſſen Namen wir be
izen, hat die Schirmecker Bahnhofsverwaltung erſucht, bis auf
ibbeſtellung täglich wenigſtens zwei Waggons (der Wagzop
thält etwa 600 Bretter) für ihn allein berit zu halten. Daß
ie verſandten Bretter zum Barackenbau für Militär wecke dienen
ollen, geht für jeden Sachverſtändigen aus der Beſchaffenheit
er Bretter hervor. Auch für St. Dié, einen Ort
er von der anderen Seite der Vogeſen leicht und zur
henüge mit Bretterwaaren verſorgt werden könnte, ſind auf-
älliger Weiſe von Schirmeck aus große Lieferungen in Aus-
cht genommen. Eine Beſtätigung aus einer ganz anderen
uelle kommt uns für dieſe Nachrichten durch die Mittheilung,
daß in Conflans und Bubilly jeden Tag eine Menge
zaggons mit Brettern und Brennholz durchkommen,
ie alle zu dieſem Zwecke nach Verdun gehen, wo Unter-
unft für 8000 Mann geſchaffen werden ſoll. Geſtern kamen
llein aus dem Elſaß zehn Waggons Bauholz, wie es zur Er
ichtung von Baracken verwendet wird. Ferner ſollen in Etgin
nd Conflans, alſo ganz dicht an der Grenze, ebenfalls Baracken
ebaut werden, wozu die Grundlinien ſchon abgeſteckt ſind.“ Es

nicht zu verwundern, daß angeſichts dieſer Vorbereitungen
n Frankreich die Kriegsgerüchte nicht verſtummen wollen.Auch die Börſe hat wie unſre Leſer an anderer Stelle

es Weiteren erſehen werden, die Kriegsbefürchtung bereits
empfindlicher Weiſe beeinflußt.

Aus dem Landtage. Berlin, A. Januar. Jm Abge-
rdnetenhauſe fand heute die erſte Berathung des Etats
att. Dieſelbe wurde eingeleitet von dem Finanzminiſter
Scho z, welcher aus dem Abſchluſſe des Etats pro 885/86
achwies, daß deſſen Ergebniſſe keineswegs hinter den Erwart-
gen zurückblieben, daß auch der laufende Etat vorausſichtlich
nähnliches Reſultat haben werde, daß aber nicht außer Acht
laſſen ſei, daß die Balanzirung materiell erſt durch Anleihen
geſtellt worden. Der neue Etat ſei mit großer Vorſicht

ufgeſtellt worden und doch ſeien alle Bedürfniſſe berückſichtigt, im
ztraordinarium ſeien indeß gegen das letzte Jahr erhebliche

rmäßigungen eingetreten. Trotz dieſer vorſichtigen Veran-
hlagung könne aber das Gleichgewicht auch dieſes Etats nur
urch eine Anleihe von 28 Millionen ark her eſtellt werden.
ine neue Ste ervorlage beabſichtige die Regierung ſo lange
iht zu machen bis die vorgeſchlazene Armeevermehrung ge-
hert ſei. Jm Uebrigen gebe das Defizit, ſo wünſchenswerth
ich deſſen Beſeitigung b eibe, zu beſonderen Bedenken keine
eranlaſſung. Auch könnte dasſelbe jeden Augenblick durch
eſchränkung der Amortiſation 2c., oder durch eine gründliche
jeviſion des Etats beſeitigt werden, indeß ſei einem ſolchen
porgehen aus wirthſchaftlichen Gründen die Anleihe noch vor-
ſehen. Jn der folgenden Debatte legten die Redner der
ſchiedenen Parteien beſonders ihre Stellung zur Steuerreform

Preußen und im Reiche dar. Auch die Beſchlüſſe des Reichs
s zur Militairvorlage kamen zur Erörterung An der De-
itte betheiligten ſich die Abgg. V Meyer- Breslau (deutſchf.),
rhr. v. Minni jerode (konſ.), Frhr. v. Huene (Zentr.). r.
nneccerus (nat.lib.), Dr. Windthorſt (Zentr.). Frhr. v. Zedlitz
eukirch (konſ.) und v. Eynern (nat.-lib.). Der Behauptung

Oppoſition gegenüber, daß die Regierung nach wie vor auf
m Monopolgedanken beharre, wiederholte der Herr Finanz-

ſter. daß vor Abſchluß der Armeevermehrung an neue
teuerpläne ger nicht gedacht werden könne daß er aber eine

lärung dahin, daß die Regierung das Monopol ganz aufge-

hen c da keine Regterunſchlüſſe faſſe. Für jetzt ſei das Monopol aufgegeben.
nere Vorlagen.

Der Kaiſer beſuchte vorgeſtern Abend die Vor
llung im Schauſpielhauſe. Nach dem Schluß derſelben
nd im Palais eine kleinere Theegeſellſchaft
t. Geſtern Vormittag nahm der Kaiſer die üblichen
rträge entgegen.

Der Bundesrath hielt am 20. d. M. unter dem Vorſitz
Böttichers eine Plenarſitzung ab. Jn derſelben wurde dem

negative

orgen

e

Halle, Sonntag, 23. Jannar 1887.
(Ausgegeben am 22. Januar Vormittags.)
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Entwurf eines Geſetzes für ElſaßLothringen über die Rechts-
verhältniſſe der Beamten und Lehrer, ſowie dem Geſetzentwurf
über die Feſtſtellung des Landeshaushalts Etats von Eiſaß-
Lothringen für 1887/88 die Zuſtimmung ertheilt und beſchloſſen.
bezüglich der Rechnung der Kaſſe der preußiſchen Ober Rech-
nungskammer für das Etatsjahr 1884/85, ſoweit fie den Rech
nungshof des Deutſchen Reichs betrifft die Entlaſtung zu er-
theilen. Der Entwurf eines Geſetzes für Elſaß Lothringen,
betreffend das Gnadenquartal, und der Antrag Badens, be-
treffend die Aenderung der Statuten der badiſchen Bank wur-
den den zuſtändigen Ausſchüſſen überwieſen. Seitens des Aus
ſchuſſes für Rechnungsweſen wurde über die Denkſchrift wegen
Ausführung der ſeit dem Jahre 1875 erlaſſenen Anleihegeſetze
e e zu derſelben gefaßten Beſchluß des Reichstags Bericht
erſtattet.

Wie es heißt, wird das Abgeordnetenhaus
ſich in etwa drei Wochen mit Rückſicht auf die Reichs-
tagswahlen vertagen.

Nach dem Vorgange des Herrenhauſes machte
ſich innerhalb der konſervativen Partei des Abgeordneten-
hauſes der lebhafte Wunſch reze, im zeitigen Augenblicke
auch aus dem Abgeordnetenhauſe mit einer Kundgebung in
Form einer Adreſſe hereorzutreten. Mit Rückſicht aber
auf weſentliche Bedenken beſonderer Natur, welche von anderer

Seite geltend gemacht wurden, hat das Beſtreben der konſer-
vativen Partei nicht verwirklicht werden können, da für die-
ſelbe ein einſeitiges Vorgehen gerade bei einer ſolchen Gelegen
heit um des Zvweckes ſelbſt willen ausgeſchloſſen ſein mußte.

Der ungeſegnete Windthorſt. Mehrere Freunde
des Herrn Windthorſt hatten ſich in Rom verwendet, daß
demſelben zu ſeinem Geburtstage der Apoſtoliſche Segen er-
theilt würde. Seine Heiligkeit ſell jedoch dieſe Zumuthung
rund abgewieſen haben. Für die Beurtheilung des augen-
blicklichen Verhältniſſes Herrn Windthorſts zu Rom dürfte
dieſe Thatſache nicht ohne Werth ſein.

Frankreich. Wieder eine Kriſis? Der Bud-
getausſchuß hat den abgeänderten Budget-Entwurf des
Finanzminiſters, nach welchem 383 Millionen nittelſt
in 66 Jahren rückzahlbarer Obligationen emittirt werden
ſollen, mit 18 gegen 6 Stimmen abgelehnt. Jn
parlamentariſchen Kreiſen hält man eine Miniſterkriſis
für möglich.

Graßzvritanuien. Zur Lage. Der „Standard“
beſpricht die gegenwärtige prekäre Lage, die ſich durch
jedes Gerücht beeinfluſſen laſſe und meint, die von dem
Fürſten Bismarck in dem deutſchen Reichstage
geſtellte Forderung des Vertrauens und der Appell an
den Patriotismus des deutſchen Volkes ſei lediglich die
öffentliche und unverkennbare Anerkennung der gleichſam
elementaren Thatſache, daß zwiſchen dem deutſchen Reich
und der franzöſiſchen Republik nur eine durch Blut weg
zuwaſchende ſtetige Fehde beſtehe. Dies mache die gegen-
wärtige Lage in vieler Beziehung ſchlimmer, als ein wirk-
licher Krieg; wenn es gewiß ſei, daß jetzt Geduld und
Ausharren einen ſpäteren Krieg verhindern könne, ſo werde
das Volk gewiß zu jedem Opfer bereit ſein.

Wie dem Reuter'ſchen Bureagu“ aus Rangun von
eſtern gemeldet wird, ſoll die Armee in Birma im Monat

März auf 10000 Mann reducirt werden. So ſcheint einer der
Sorgen, welche das jetzige engliſche Kabinet mit übernommen
hatte, daſſelbe jetzt enthoben zu werden. Jn dem vor Jahres-
friſt dem Britiſchen Reiche einverleibten Birma hat General
Roberts, wie man nach den Nachrichten der letzten Wochen
annehmen darf, gründlich aufgeräumt. Die aufſtändiſche Be
völkerung ſoll faſt überall unterworfen ſein.

Jtalien. Päpſtliches Conſiſtorium. Jn dem
nächſten am 7. März d. J. ſtattfindenden Konſiſrorium
werden die päpſtlichen Nuntien in Wien, Madrid und

W

Mſgr. Maſella zu Kardinälen ernannt werden zwei an
dere Kardinalsernennungen ſind außerdem wahrſcheinlich.

Der Papſt nahm die Demiſſion des Kardinal
Staatsſekretär Jakobini an, beließ demſelben aber
als Zeichen ſeiner Zuneigung und Hochachtung die bisher
von demſelben inne gehabten Wohnräume im Vatikan.
Jakobini wird wahrſcheinlich zum Präfekten des apoſto-
liſchen Palaſtes ernannt werden. Der Staatsſekretärpoſten
wird zunächſt proviſoriſch durch einen Kardinal beſetzt.

Päpſtlicher Staatsſecretarius. Der Nuntius
in Madrid, Rampollo del Tindaro, iſt zum päpſtlichen
Staatsſekretär deſignirt.

Bnlgariſches. Anfang vom Ende? Die „pPolit.
Korreſp.“ meldet aus Konſtantinopel, in unterrichteten
Kreiſen gelte die Bereitwilligkeit der bulgariſchen Regent-
ſchaft zurückzutreten als prinzipiell geſichert, vorausgeſetzt,
daß man in der Kandidatenfrage beruhigende Zuſicherungen
erhalte. Da Rußland ſich für die Kandidatur des Fürſten
von Mingrelien in keiner Weiſe offiziell engagirt habe
und die Pforte bereit zu ſein ſcheine, ihr bekanntes, dieſe
Kandidatur empfehlendes Cirkular zurückzuziehen, ſo glaube
man dieſe Schwierigkeit überwinden zu können und ſcheine
es, als ſeien die vertraulichen Unterhandlungen der Mächte
augenblicklich beſonders hierauf gerichtet. Dem Bedenken
Rußlands und der Türkei hinſichtlich der Sobranje wolle
man in Sofia gleichfalls Rechnung tragen und einer aus
allen Parteien zuſammengeſetzten Koalitionsregierung die
Aufgabe zuweiſen, durch Maßnahmen im Lande weitere
Verhandlungen betreffs der Auflöſung der Sobranje und
der Ausſchreibung neuer Wahlen vorzubereiten. Die tür-kiſchen Kreiſe hofften beſtimmt, daß die bulgariſche Frage

auf dieſer Grundlage gelöſt werde.
Der zu Ehren der bulgariſchen Delegirten von

dem Verein der Preſſe in Rom veranſtalteten Abend-
geſellſchaft wohnten mehrere Senatoren und Deputirte,
der Bürgermeiſter von Rom, ſowie viele Journaliſten undandere Gaſte bei.

179. Jahrgang.

Preußiſcher Landtag.
Abgeordnetenhaus.

Berlin, 21. Januar.
Das Abgeordnetenhaus hielt heute Vormittag 11 Uhr

ſeine vierte Plenarſitzung ab. Auf der Tagesordnung ſtand die
erſte Berathung des Staatshaush alsetats per 1. April
887/88. Die Verweiſung verſchiedener Theile des Etats an

die Budgetkommiſſion wird in üblicher Weiſe beantragt. Finanz-
miniſter von Scholz eröffnet die Debatte und bezeichnet als
ſeine Aufgabe, aus dem vorliegenden Material zunächſt das
Neue hervorzuheben. Er beginnt mit der Darſtellung des Fi-
nanzergebniſſes von 1885/86, betont, wie er im vorigen Jahre
einen Ueberſchuß von 7 Millionen Mark für 1885/86 in Ausſicht
geſtellt habe und zeigt an der Hand der Ueberſicht der Ein
nahmen und Ausgaben, wie dieſe Erwartungen von der Wirk-
lichkeit beſtätigt worden ſeien. Das wahrſcheinliche Ergebniß
der Finanzverwaltung des laufenden Jahres werde dem des
Vorjahres ſehr ähneln. Es ſei ein Minderüberſchuß bei der
Berg verwaltung zu konſtatiren, bei den Eiſenbahnen würde das
Ergebniß ſchwanken, in der Schätzung des Ausfalls wäre auf
mehr als auf 6 Millionen zu rechnen, indeß würde die Eiſen
bahnverwaltung wie ſie früher unter dem Rückgang von Handel
und Verkehr gelitten hat, in der letzten Zeit durch den Auf-
ſchwung des Handels und Verkehrs gewinnen, ſo daß ein
günſtigeres Reſultat nicht ausgeſchloſſen ſei. Redner führt die
Monatseinnahmen im Vorjahre an, und knüpft die Hoffnung
daran, daß das ungünſtige Ergebniß des Vorjahres eine gün-
ſtigere Wendung nehmen werde. Bei der Bauverwaltung
werde ein Mehrbedarf ins Auge zu faſſen ſein. Bei der land
wirthſchaftlichen Verwaltung ſei ein Mehrbedarf zu verzeichnen.
Alles in Allem ergebe ſich eine Mindereinnahme von 18 Mill.
Mark. Bei den Forſten direkten Steuern, indirekten Steuern,
der allgemeinen Staatsverwaltung, beim Juſtizminiſterium,
Miniſterium des Jnnern ſeien günſtigere Ergebniſſe von 22
Millionen, als im Etat vorgeſehen ſei, zu erwarten. Den 18
Millionen Mindereinnahme ſtänden ſomit 22 Millionen gün-
ſtigeres Ergebniß gegenüber, es ſei alſo ein Plus von 4 Mill.
Mark in Ausſicht zu nehmen. Bei der Etatsaufſtellung für
das nächſte Jahr habe ſich die Staatsregierung von großer
Vorſicht leiten laſſen, namentlich bei Veranſchlagung der Staats
einnahmen, die um 2 Millionen Mark niedriger als für das
laufende Jahr angeſetzt worden ſeien.

d überſichtlicher Weiſe gruppirt Redner die einzelnen Ver
anſchlagungen, legt unter lebhaftem Beifall dar, wie die Er
gute der Eifenbahnverwaltung mit ihrem Reinertrage von
210 Millionen Mark ein beredtes Zeugniß für die Richtigkeit
unſerer Eiſenbahnpolitik ablegen, um ſodann bei Beſprechung
der aus den direkten Steuern zu erwartenden Mehreinnahmen
die überraſchende Mittheilung zu machen, daß dieſes Mehr
faſt ausſchließlich auf die ſtädtiſche Bevölkerung
entfällt. während die letzte Veranlagung bei der
ländlichen Bevölkerung einen Rückgang an derKlaſſen- und Einkommenſteuer zu verzeichnen habe.
(Hört! Hört!) Es ſei dies nur ein neuer Beweis für
den Druck, der fortgeſetzt auf unſerer Landwirth-
ſchaft laſte und der vollkommen geeignet ſei, den
Ernſt der Aufgaben, den wir hier gegenüberſtehen,
erkennen zu laſſen. Nachdem der Finanzminiſter noch
die weiteren für das Endergebniß des Etats 1887/88 maß-
gebenden Momente erörtert und darauf aufmerkſam gemacht
hatte, wie Preußen trotz der Erhöhung der Matrikularbeiträge
noch immer 432 000 mehr vom Reiche herausgezahlt bekom-
men habe, geht er zur Beantwortung der Frage über, ob das
diesmalige Defizit von 28 Millionen Mark bedenklich für unſere
Staatswi. thſchaft erſcheine, und ob die Art, wie die Deckung
deſſelben vorgeſchlagen ſei. zu Beſorgniſſen Anlaß gebe. Redner
bemerkt, der Augenblick ſei nicht geeignet, die Frage der dauern-
den Löſung unſerer Finanznoth zu erörtern. Die Frage: was
geſchehen ſolle zur Verbeſſerung der Finanzen, habe wohl eine
Berechtigung Jm Weſentlichen führte der Miniſter hierzu aus:
Jch habe dieſe Frage zu wiederholten Malen hier erörtet. Zu
meiner Genugthuung habe ich heute nichts davon zu bereuen,
nichts zurückzunehmen, nichts zu modifiziren und dennoch ſtehe
ich heute dieſer Frage anders gegenüber als früher. Die That
ſache, daß für diejenige unſerer Staatseinrichtungen, in welcher
wir die höchſte Bürgſchaft für den Frieden, die einzige Gewähr
und Sicherheit, die erſte Grundlage un'erer Kultur erblicken,
für unſere Armee, die nothwendigſten Mittel zu verweigern
verſucht worden ſind, drängt für jetzt alle anderen Sachen in
den Hintergrund. Wir müſſen unſere ganze Aufgabe auf den
einen Punkt concentriren, daß dieſe Thatſache wieder aus der
Welt geſchaffen wird. (Lebhafter Beifall.) Von der Art und
Weiſe, wie das geſchehen ſoll, werden auch alle Finanzreformen
abhängig ſein. Nach der allgemeinen Andeutung in der Eröff
nungsrede wird unſer finanzielles Bedürfniß ſchwerlich anders,
als auf dem Wege weiterer Entwickelung der indirekten Steuern
Abhülfe erhalten können. Jch kann das aber heute nicht zum
Gegenſtand einer beſonderen Erörterung machen; ich kann nur
ſagen, wir müſſen warten, bis jene Aufgaben, von denen ich
geſprochen habe, ihre Erledigung gefunden haben, daß wir dann
die Frage wieder aufnehmen, auf welche Weiſe eine Finanzreform
weiter zu verſuchen ſein wird. Faſſen Sie die Lage ſo mit uns
auf und fragen Sie ſich, ob es angehend ſein wird, für das
diesmalige Defizit von 28/2 Millionen eine neue Anleihe zu
votiren, ſo werden Sie unſchwer zur Bejahung dieſer Frage
gelangen. Darin kann Niemand etwas außerordentliches, noch
nicht dageweſenes ſehen, denn wenn Sie die ganze Reihe unſerer
Etats zehn Jahre rückwärts überblicken, ſo werden Sie nur 2
Jahre 1882 3 und 1884/85 finden, welche, und zwar durch
eine zufällige Gunſt der Umſtände ohne ergänzende Anleihe
zum Abſchluß gebracht werden konnten. Alle anderen Etats
haben dieſes Auskunftsmittel in großem Umfang zur Bilancirunbenutzt. Der Schluß liegt nahe, daß ein Auskunſtsmittel welchet
ſo lange und ſo oft als Hilfsmittel benutzt worden iſt, nicht ge
rade jetzt als etwas Verwerfliches zurückgewieſen werden kann.
So bedauerlich dieſes Defizit auch iſt, ſo hoch ſein diesmaliger
Betrag erſcheinen m ſo iſt das nicht entfernt als Zeichen
ſchlechter ſtaatlicher Wirthſchaft anzuſehen. Fänden wir, daß
wir ein Budget mit einem ſolchen Defizit nicht mehr votiren
können, daß es zu drückend ſei, und wollten wir dann den Aus
weg wieder betreten, der 1869 ebenfalls betreten worden iſt,
zur Beſchränkung der Amortiſationen übergehen, ſo hätten wir
mit leichter Mühe Erfolg. Nach Kap. I des Etats ſind 90
Millionen zur Schuldentilgung vorgeſehen; ſoweit dieſe Amor
tiſation Kap. 37 betrifft, könnten wir dieſe Tilgung einfach ceſ
ſiren laſſen, denn ſie beruht nur auf Verſtändigung zwiſchen
dem Landtag und der Regierung. Jm übrigen könnten wir
uns die Amortiſationen durch Umwandlung in Konſols ſehrleicht vom Halſe ſchaffen. Sie wiſſen, daß dieſer We rer
beſchritten worden iſt, auch in dieſem Moment glaube ich.
könnten wir ihn beſchreiten, ſo daß wir uns nicht mehr m
einem Deſizit u hätten. Oder wenn wir daran nicht
rühren wollten, ſo könnten wir zu einer Ermäßigung des De
fizits gelangen durch eine ſtrenge Reviſion unſeres geſammte
Etats, durch Ausmerzung der Ausgaben, die von Jedermanng
zwar als dringend empfohlen werden, die zu machen wir ab
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F5t gezwungen ſind. Jch will nur ein paar Poſitionen dieſer
Art es Beiſpiels halber hervorheben: Beſchaffung von Forſt

Ankauf von Grundſtücken in der Forſt und
ahnverwaltung, Vermehrung der Sammlungen, Ablöſung

von Forſtſervituten c. Wir haben im Ganzen die Möglichkeit,
enn wir eine ſo rauhe Reviſion vornehmen wollen, z einem

aordinagrium zu gelangen, wie wir es 1871 gehabt haben,
nämlich 18 Millionen Mark. Alſo auch auf dieſem Wege, wenn
das Defizit abſolut nicht mehr getragen werden kann, wäre der

anzlage entgegen zu kommen. Aber wie Sie mit uns der
einung geweſen ſind, daß die Knappheit der Lage uns nicht
immen ſoll, ſolche oder ähnliche Wege einzuſchlagen, weil ſie

folgenſchwerer ſind, als die Deckung durch Anleihen der weil
e viel zu einſchneidend die Entwickelung des Volkes und

Landes hemmen, ſo werden Sie auch jetzt die Lage
in Uebereinſtimmung mit uns beurtheilen und ſie im
Großen und Ganzen als annehmbar anſehen im Vertrauen auf
eine glückliche Verbindung der Umſtände und eine allſeitig be

edigende Löſung der r a Die Staatsregierung
von dieſem Vertrauen ervon ter üllt, ſie rechnet auf Sie und ſie

wird ſich freuen, in dieſem Vertrauen von Jhnen beſtärkt zu
werden! (Großer Beifall.)

Dr. Meyer Breslau bezeichnet den Etat für das nächſte
ahr als den ungünſtigſten, den er bisher geſehen habe. Der

chlechte Stand unſerer Finanzen zeige ſich namentlich in der
knappen Bemeſſung des Extra-Ordinarismus in dieſem Etat

r 8 s 9 z 5 2 rTrotzdem ſei es nicht gelungen, das Budget zu balauciren, und hon Huene würden zur Verſtändigung führen. Die Liberalen
es müſſe zur Anleihe gegriffen werden. Sparkaſſeneinlagen
ſeien kein richtiger Maßſtab für das Wachſen des Wohlſtandes
ein richtigeres Bild gäben die Einnahmen aus den Zöllen, die
ſchon zurückgegangen ſeien und noch mehr zurückgehen würden.

„verwerfen, auf die Erklärungen des Vorredners gegen die
ſelben lege er kein r S Gewicht und wolle erſt gbwarten,
was Bennigſen und Miquel ſagen würden. Beifall im Centrum.
Finanzminiſter v. Scholz: Für uns gilt der Reichstag als geſchloſſen und dieſes Haus nicht a's der geeignete Ort, die De
batten fortzuführen (Bravo!) Frhr. v. Zedlitz-Neukirch ver
tritt den Standpunkt, die griiawg vom 14. Januar im
Reichstage ſei der Deckmantel für die Ablehnung geweſen. Jn
dritter Leſung wäre der Antrag Stauffenberg abgelehnt worden.
Das Wort „jeder Mann und jeder Groſchen“ entbehre daher
der Wahrheit. Ein Staatsmann von der Bedeutung Bismarcks
müſſe ſo ſprechen, daß ſeine Worte friedlich wirkten. Es ſei ein
Akt, der nicht, Hochverrath, aber auch nicht Patriotismus ge-
nannt werden könne, wenn man den inneren Streit provozire
(Widerſpruch links; Beifall rechts.) Auf den Etat eingehend,
anerkannte er, daß die gegenwärtige Lage ſchwierig ſei, und hält
den Gedanken der Reichseinkommenſteuer für todtgeboren, man
müßte denn die Partikularſtaaten ihrer Hoheitsrechte berauben.
Es ſei verwerflich, einen ſolchen Plan in die Diskuſſion zu
werfen. Das Reich werde den Bedarf für eigene und Landes-
bedürfniſſe auf dem Wege der indirekten Beſteuerung zu decken
haben. Das Tabakmonopol ſei begraben, ebenſo das Brannt-
weinmonopol, nur zu Wahlzwecken werde es wieder von den
Freiſinnigen in's Leben gerufen' Eine mäßige Getränkeſteuer
werde den Verbrauch nicht vermindern. Er freut ſich, daß auch
in Preußen das reformbedürftige Syſtem der direkten Steuern
der Reform unterzogen werden ſolle. Die Vorſchläge des Herrn

ſollten ſich in anderer Weiſe als bisher an der Reform be
theiligen. Wenn ſie es nicht wollten, dann würde man das

Projekt der Reichseinkommenſteuer als Vorwand erkennen. Die
Ein noch beſſerer Maßſtab liege im Rückgange der Einnahmen
aus der Berg- und Siſenbahnverwaltung. Er zieht den Schluß,
daß die neue Wirthſchaftspolitik die gemachten Verſprechungen
nicht gehalten habe, obgleich er dieſe nicht allein für den Rück-
gang der wirthſchaftlichen Lage verantwortlich mache. Das
übermäßige Anwachſen der Staatsausgaben ſei außerdem an
der ſchlechten Finanzlage Schuld, er erwähne nur den Nordoſt-
ſeekanal, die Kolonial und Sozialpolitik. Dem Gedanken, das
Deficit durch eine Anleihe zu decken, trat er hierauf entgegen
und bekämvfte die Aeußerung des Miniſters, daß der Reichstag
die Mittel der Reichsregierung für die Militärvorlage verwei-
gert habe. Als er ausführt, der Reichstag habe jeden Mann
und jeden Groſchen bewilligt, erregt er die Heiterkeit der Rech-
ten. Der erſte Fehler in der Vorlegung des Militärgeſetzes
habe darin beruht, daß der Finanzminiſter nicht an die Mittel
zur Deckung der durch die Militärvorlage erwachſenden Mehr
ausgabe gedacht habe. Seine Partei werde ſtets die Ausgaben
ablehnen, für die man die Einnahmen nicht kenne. Die höheren
Einkommen, namentlich der mediatiſirten Fürſten, müßten be-
ſteuert werden, um die Mehrbelaſtung der Militärvorlage zu
decken. Redner vermißt, daß
Monopolfrage ſich geäußert habe, und behauptet, daß die Fort-
führnng der bisherigen Finanzpolitik nur durch Monopole er-
möglicht werden könne. (Beifall links.) Frhr. v. Minnigerode
verſteht nicht, daß der Vorredner den Finanzminiſter für das

der Finanzminiſter über die

Scheitern der Militärvorlage verantwortlich mache, und kon
ftatirt zwar auch das Sinken der Einkommenſteuer in den länd-
lichen Bezirken, hält dem aber entgegen, daß dieſe Thatſache
auch in anderen Staaten ſtattfinde. Die geringe Schwankung
in der Eiſenbahnverwaltung, der beſcheidene Ausfall ſei zu er
tragen, gegenüber den glänzenden Ergebniſſen der Vorjahre. Säpital
Weniger erfreulich ſei das Bild auf dem Gebiete der Domänen japite
verwaltung. Er beſtreitet, daß die Schutzzölle der Grund für
die niedrigen Getreidepreiſe ſeien und betont, daß die ungeſunde
wirthſchaftliche Lage des platten Landes durch den Mangel an

onſumtionsfähigkeit hervorgerufen werde. Bezüglich der Forſt
verwaltung rühmte er die Sekundärbahnen als Mittel für die

ebung dieſer Verwaltung. Jn agrariſchen Kreiſen ſei der
erkauf von Silber nicht angenehm empfunden worden.

bliebe er und ſeine Freunde auch jetzt feſt. Die Erlaſſe an
direkten Steuern ſeien als Forderung der Billigkeit und Ge-
rechtigkeit aufzufaſſen, um das indirekte Steuerſyſtem im Reiche
auszubilden. Ueber die Mehreinnahmen der Lotterieverwaltung
freue er ſich. Was den Kultusetak betrifft, ſo ſtimmt er den in
Ausſicht genommenen Mehrausgaben zu und vermißt nur das
Mehr für Univerſitäten. Er, erinnerte daran, daß das Extra-
Ordinarium mit ſeiner beſcheibenen Summe gegen das koloſſale
Ordingrium nicht in Betracht komme. Seit 1868 ſeien 192 Millio-
nen Mark auf dem Wege der Anleihe angebracht worden. Das
Reich ſei auf finanziellem Gebiet der Vormund der Partiku-
larſtaaten. Das Reich müſſe helfen, die Millionen könnten
auch nur von Millionen aufgebracht werden. Der Gedanke

Staatsregierung müßte die Mittel zur Deckung des Defizits
ſchaffen und ſeine Partei werde dabei behilflich ſein. Vr. Windt-
hörſt beſtreitet, daß die Monopolfrage nur zu Wahlzwecken
hier genannt worden ſei. Nach den Aeußerungen des Finanz-
miniſters im Reichstage ſei er nicht ſicher, daß nicht das Tabak-
monopol wieder auftaucht, die Kandidaten für den Reichstag
ſollten auf ihre Stellung zum Monopol angeſehen werden. Von
einer Kriegsgefahr könne keine Rede ſein, nachdem der Reichs-
tag aufgelöſt worden ſei. Er wiſſe nicht, ob der Reichskanzler
die Auflöſung des Reichstags nicht bereuen werde. Daß die
ernſtliche Bewilligung der Militärvorlage im Reichstage nicht
acceptirt werden würde, hätte er nicht erwartet. (Heiterkeit.)
Wenn der Reichskanzler amtlich ſpreche. ſo nehme er (Redner)
dies als wahr an. (Große Heiterkeit.) Finanzminiſter v. Scholz
bedauert, daß der Vorredner advokatiſch aus ſeinen Reden
Schweigen u. ſ. w. gegen ihn deducire. Dieſe Kampfesweiſe ſei
nicht nach ſeinem Geſchmack. Die Schlüſſe d s Vorredners ſeien
willkürlich. Er habe heute die Erklärung abgegeben, daß über
die Andeutungen der Eröffnungsrede hinaus ein näher be-
ſtimmtes Vorgehen zur Erreichung dauernder Finanzzuſtände
nicht in Ausſicht geſtellt werden könne u. ſ. w. Wenn Windt-
horſt beabſichtigt habe, ſeine Perſon der Regierung gegenüber
herabzuziehen, ſo weiſe er dieſe Tendenz zurück. Welcher
Miniſter oder welches Bundesrathsmitglied könne auf die An

n.

frage eines Reichstagsabgeordneten, ob eine Jdee definitiv auf
gegeben ſei, immer eine beſtimmte Antwort geben? Die
geſetzt. Die betreffende Anfrage Windthorſt's ſei merkwürdig
geweſen, wenn ſie nicht ſo, wie Windthorſt gethan habe, fruktifizirt
werden ſollte. Er leugne nicht, als Freund des Monopols auch
heute zu gelten, aber daraus könne und dürfe nicht politiſches

geſchlagen werden. Von der Art und Weiſe der
Unterſtützung werde der Gang der Politik abhängen. Wenn
die Regierung durch eine fortſchrittliche Majorität beherrſcht
würde, ſo müßte ſie an die Wünſche dieſer ihrer beſten Freunde
ſich kehren und die Reichseinkommenſteuer annehmen. Heiter
keit.) Es ſei Wahrheit, daß die Regierung erſt die Frage der
Steuerreform aufnehmen könnte, wenn die Sorge wegen der

Im Militärvorlage beſeitigt ſei. (Lebhafter Beifall.)
inne einer zu erſtrebenden internationalen Doppelwährung Schwierigkeiten

von Eynern
Dr. Alexander Meyer und kennzeichnet die

einer Reichseinkommenſteuer. Die Berliner
Communalverhältniſſe ſeien unhaltbar und legten Zeugniß ab

polemiſirt gegen

von dem Berliner Ring mit ſeinen theoretiſchen Weiſſagungen.
Die Nationalliberalen hätten ſich gegen die landwirthſchaftliche

Noth nicht verſchloſſen und erwarteten in dieſer Beziehung prak-
tiſche r plegen An die Verhandlungen im Reichs
tage über die Militärvorlage anknüpfend, beſtreitet er, die
Adreſſe an den Kaiſer verhindert zu haben, giebt aber zu, daß
er nicht ein Freund der Adreſſe geweſen ſei. Der Kaiſer
könne ſich ohne Adreſſe gegen alle inneren und
äußeren Feinde auf die Majorität dieſes Hauſesverlaſſen. (Lebhafter Beifall.) Er (Redner) ſei gegen den

Erlaß der Adreſſe geweſen, weil er gefürchtet habe, bei der
einer Reichseinkommenſteuer ſei ſchon früher ein todtgeborenes
Kind geweſen, er müſſe dagegen Proteſt einlegen, daß damit Bewilligung ſei erſt zugeſtanden worden, als die Herren von
den Einzelſtaaten das Recht der Beſteuerung beſchränkt werde
Die Conſervativen würden in dieſer Seſſion Anträge bezüglich
Reform der directen Steuern einbringen, daß in der Reform

7 v 1 Tder directen Steuern ſo wenig geſchehen ſei, die Schuld dafür Zenoinmen werden würde.
meſſe er der Linken bei. (Beifall rechts.) Redner verſichert zum
Schluſſe. daß ſeine (conſervative) Partei das feſte Vertrauen
habe zur feſten Hand der Stagatsregierung, vor Allem dürfe
e Heer nicht zum Schaukelpferd der Parteien werden. (Leb-
hafter Beifall rechts.) Frhr. v. Huene hebt zwei Punkte her-
vor, den Etat der Zölle und die Reform der directen Steuern
und ſpricht die Ueberzeugung aus, daß die Ueberweiſungen von
dieſem Jahre lediglich zur Erleichterung der Steuerlaſt ver-
wendet werden ſollen.
werde man dem Sinne der Ueberweiſungen entgegenhandeln.
Eine zweckmäßige Theilung der Steuerobjecte im Reiche und
in den Particularſtaaten müſſe eintreten. Die Ausführung
einer directen Reichseinkommenſteuer werde ohne Beeinträch-
tigung der Einzelſtaaten nicht möglich ſein. Wollten die Libe-
ralen tabula rasa machen und an die Stelle die Reichsein-
kommenſteuer treten laſſen, oder Zuſchläge in den Einzelſtaaten
erheben Das würde die Verhältniſſe im Reiche und in den
Einzelſtagten auf den Kopf ſtellen. Eine Reform der Gewerbe-
ſteuer müſſe erſtrebt werden. Einer Reform der Branntwein-
ſteuer ſei ſeine Partei entgegengekommen, müſſe aber verlangen,
daß vom Monopol abgeſehen werde. Er halte es für verhäng-
nißvoll ünd die wirthſchaftlichen Verhältniſſe ſchädigend, wenn
man das Monopol einführen wollte Noch ehe die Militär
vorlage eingebracht worden ſei, habe ſeine Partei an die Deckung
der Mehrausgaben gedacht. Daher müſſe auch der preußiſche
e mit der Deckungsfrage ſich beſchäftigen und einen

eformplan vorlegen. Große Bedenken habe er gegen den
Etat nicht. (Lebhafter Beifall im Centrum.) Dr. Enneccerus
vekämpft die Anſicht, daß es zuläſſig ſei, die Ueberſchüſſe aus
den Eiſenbahnen zu den Staatsausgaben zu verwenden, und
bezeichnete den Gedanken einer Reichseinkommenſteuer als
ſompathiſch. Jedoch die techniſchen Bedenken ſeien ſehr ſchwer.
zr leugne, daß dieſe Steuer das ganze Univerſal Hülfsmittel

für die Reichs und Staatsfinanzen ſei. die Herren ſeien auch
vorſichtig geweſen, die Einzelheiten der Durchführung der
Steuer nicht anzugeben. Ohne Erhöhung der indirecten
Steuern könnten die Reichs und Staatsfinanzen nicht dsuernd
geregelt werden, namentlich eine Erhöhung der Branntwein-
ſteuer müſſe angeſtrebt werden. Gegen das Auftauchen der
Wonopolideen erkläre er ſich, ſeine (die nationalliberale) Partei

abe ſchon das Tabak und Branntweinmonopol abgelehnt.
rotzdem fürchte man, daß ſeine Partei für dieſelben ſtimmen

könnten. Redner geht zum Schluſſe auf das Verhalten der
Oppoſition im Reichstage gegen die Militärvorlage ein. GBei-
fall bei den Nationalliberalen Dr. Windthorſt ſucht die

der Oppoſition im Reichstage gegenüber den bisherigen
ngriffen zu re S Man verfolge mit der Auflöſun

andere Pläne und dem müſſe er entgegentreten. Obglei
die auswärtige Lage nicht gefahrdrohend ſei, habe die Reichs
regierung jeden Mann und jeden Groſchen erhalten. Man
babe die dritte Berathung nicht ab gewartet, obgleich
man nicht gewußt hätte, was bei derſelben heraus-
gekommen wäre (Heiterkeit.) So lange die Sache nicht
definitiv geregelt geweſen wäre, hätte die Reichsregierung nicht
einſchreiten dürfen. Ein Staatskörper wie das Herrenhaus
hätte Bedenken tragen ſollen, gegen ein andres Parlament Front
zu machen. ich gefrelungen ſei, in dieſem Hauſe eine Adreſſe zu hintertreibven.
Monopole werde ſeine Partei unter allen Umſtände nder

Wenn man ſich neue Ausgaben ſchaffe,

Er habe ſich gefreut, daß es Herrn von Eynern &7
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Diskuſſion könnten Worte fallen, die das Gemüth
des Kaiſers verletzt hätten. (Bravo.) Die dreijährige
der Stimme des Volks Bange bekommen Widerſpruch links.
Beifall rechts) und gewußt hätten, daß ihr Anerbieten nicht an-

i Die Nationalliberalen ſtänden un
entwegt auf dem früheren Standpunkt auf dem Boden der
liberalen Anſchaunng. Der freiſinnigen Agitation werde durch
eine Rückerinnerung an Rickerts frühere Worte die Grundlage

entzogen. hof t Neſich daſür entſcheiden werde, daß es nichts mehr mit Windthorſt
zu thun haben wolle. (Lebhafter Beifall) Ein Schlußantrag
wird abgelehnt, vielfachen Wünſchen auf Vertagung wird nicht

r Liebknecht, Meiſter und Singer zc., dieier zu einer Berathung verſammelt waren beſchloſſen folgende
Taktik bei der bevorſtehenden Wahl zu beobachten: Wo konſ.
und nationallib. Kandidaten zur engeren Wahl kommen, ent
halten ſich die Socialdemokraten der Stimme: bei engeren
Wahlen zwiſchen Deutſchfreiſinnigen reſp. Centrum gegen Kon
ſervative reſp. Nationalliberale wird bei der Stichwahl für
Erſtere geſtimmt, wenn ihr Kandidat ſich verpflichtet, gegen die
Verlängerung des Socialiſtengeſetzes zu ſtimmen und für die
Aufrechterhaltung des gegenwärtigen Reichs Wahlgeſetzes ein
zutreten. Geſchieht dies nicht oder wird ausweichend auf dieſe
gragen geantwortet, ſo enthalten die Socialdemokraten ſich
ebenfalls der Stimme.

Zu Berlin wurde in einer Verſammlung der Ver-
trauensmänner der Nationalliberalen, Deutſchkonſervativen und
Freikonſervativen eine vollſtändige Einigung erzielt. Einſtimmig
wurde der Beſchluß angenommen, den ſechs Wahlkreiſen nach
ſtehende Kandidaturen zu empfehlen: L Landesdirektor v Le
vetzow (d.-k.), II. Feldmarſchall Graf Moltke. III. Ober
bürgermeiſter Miquel (natlib.) IV. Präſident des ReichsVer
ſicherungsamts Bödiker (konſ.), V. Schriftſteller Cremer
(d-k.), V. Fabrikant Holtz (f.-k.). Die Verſammlung organi-
ſirte ſich zu einem gemeinſamen Wahlcomité. welches den
Mittelpunkt für die ſämmtlichen verbündeten Wahlvorſtände
von Berlin zu bilden beſtimmt iſt.

Merſeburg. Der hieſige nationale Verein der deut
ſchen Mittelparteien wird ſich in einer am nächſten Montag, den
24. Jan., Abends 8 Uhr ſtattfindenden außerordentl. Verſamm-
lung in der Kaiſerhalle über den von ihm aufzuſtellenden
Reichstags Candidaten ſchlüſſig machen. Ueber die Aufſtellung
eines Candidaten ſeitens der liberalen reſp. der deutſchfreiſinnigen
Partei iu unſerm Wahlkreiſe verlautet bis jetzt noch nichts, doch
iſt mit Wahrſcheinlichkeit anzunehmen, daß dieſelbe an dem bis-
herigen Vertreter unſeres Wahlkreiſes feſthalten wird.

Delitzſch, 21. Jan. Wie wir zu unſerer Freude hören,
hat der Landrath Or. Frhr. v. Bodenhauſen auf Burgkemniß
im Hinblick auf die ernſte Lage des Vaterlandes ſich bereit er
klärt, ein Mandat für den Bitter feld-Delitzſcher Wahlkreis
wieder anzunehmen.

Apolda. Die Nat. Lib. und Konſ. des I. Weimar.
Wahlkreiſes werden nun mit Beſtimmtheit den Landtagsabg.
Müller- Apolda als Cand. bei der bevorſtehenden Wahl auf-
ſtellen. Regierungsrath Stier und r. Köhler aus Weimar,
Erſterer als Delegirter der Konſ., Letzterer als ſolcher der
Nat.Lib. haben bei ihrem Hierſein von Herrn Müller ſchließ-
lich die Zuſage erhalten, eventuell zu acceptiren.

Arnſtadt. Die Reichstagswahl betr. iſt zu erwähnen,
daß der bisherige Abgeord. des Reichstags für das Fürſtenth.
SchwarzburgSondershauſen, Herr Rechtsanw. Guſtav Lipke
in Berlin, in ſeiner öffentlichen Anſprache an die Wähler vom
14. Oktober 1884 wörtlich geſagt hat: „Die politiſche Lage, wie
ſie jetzt iſt und vorausſichtlich noch längere Zeit dauern wir),
verbietet die Minderung unſerer Wehrkraft. Jch halte die Feſt
ſtellung der ungeſchmälerten Präſenzſtärke auf die Dauer der
dreijährigen Legislaturperiode für das Richtige, halte aber die
Frage, ob die Feſtſtellung auf drei Jahre oder nochmals auf

n ein ite on n ſiebeu Jahre erfolgen ſoll, für eine untergeordnete Frage, würdepreußiſche Regierung ſei ja auch aus vielen Köpfen zuſammen-
das hieße, ein koſtbares Verfaſſungsrecht aufgeben.
Herr Lipke.

fanterie-Diviſion
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aber die Feſtſtellung auf unbeſtimmte Zeit nie bewilligen, da
Soweit

Auf private Anfrage erklärt jetzt der geweſene
Herr Reichstagsabg. Lipke dazu: „Dieſer Anſicht bin ich auch
heute noch. Jch würde, wenn die dreijährige Periode vom
Reichstage verworfen worden wäre, dann für ſieben Jahre
geſtimmt haben. Eine ſachlich genüg nde Veranlaſſung aber
zunächſt gegen drei Jahre zu ſtimmen, hatte ich nicht. Und
doch ſtimmte Herr Lipke mit Richter. Ein Urtheil über dieſe
Ausrede ſeinen Wählern gegenüber kann man ſich bilden und
die Antwort darauf wird ſicher das Wahlreſultat ergeben.

Heer und Marine.
Folgende Veränderungen ſind beim Gardekorps ein-

getreten: Der Generallieutenant v. Hahnke, Kommandeur der
I. Garde-Jnfanterie-Brigade und beauftragt mit Wahrnehmungder Geſchäfte der Kommandantur zu Potsdam, iſt an Stelle
des Generallieurenants von Oppel, welcher auf ſein Geſuch
den Abſchied erhalten hat, zum Kommandeur der 2. Garde-Jn-

ernannt; General- Major v. Wißmann,
Kommandeur der 3. Garde-Jnfanterie-Brigade, in gleicher
Eigenſchaft zur 1. GardeJnfanterie-Brigade verſetzt und gleich
tig mit Wahrnehmung der Geſchäfte der Kommandantur zu

otsdam beauftragt; General-Major v. Holleben, Chef des
Generalſtabes des Gardekorps, zum Kommandeur der 3. Garde-
a
h

l

ſtattgegeben. Vr. Windthorſt erwidert dem Vorredner und
beſtreitet,
Bewilligung erſt dann gekommen ſei, als ſie gewußt hätte, daß
die Reichsregierung darauf nicht eingehen würde. Redner
wendet ſich ſodann gegen den Finanzminiſter, welcher auch heute
ſeiner Monopolſchwärmerei Ausdruck verliehen habe. Finanz-
miniſter von Scholz beſtätigt, daß Windthorſt zuletzt den Jn-

die Majorität im Reichstage die dreijährige iltdaß die Majo im Reichéètage auf die dreijährige hat am 2l. unter großer Betheiligun
Anweſenheit des Oberpräſidenten
ſowie mehrerer Mitglieder des
8

halt ſeiner Ausführungen richtig wiedergegeben habe. Windt-
horſt thue ſo, als ob eine Regierung eine beſtimmte Marſchroute
Steuerprojekte zu verfolgen, einzuhalten hätte. Jedes Steuer-
projekt müſſe dem Geſetz der Billigkeit entſprechen. Die Jdee
des abſolut Richtigen könne aber nicht immer erreicht werden.
Ob die Regierung heute oder in Zukunft die Monopolidee auf
geben werde, ſei ein feiner Unterſchied. Heute ſei die Vorlage
aufgegeben, denn ſie liege nicht vor. (Widerſpruch links.) Sei
aber gemeint, ob die Vorlage für die Zukunft aufgegeben ſei, ſo
müſſe er ſich auf ſeine früheren Ausführungen berufen. Es ſei
ja nicht neu, daß er ein Freund der Monopolidee ſein und
bleiben werde. Die Generaldiskuſſion wird hierauf geſchloſſen.
Gemäß der oben erwähnten Anträge werden verſchiedene Theile
des Etats der Budgetkommiſſion überwieſen Schluß der Sitzung
4* Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 12 Uhr. Tagesordnung:
Steuervorlagen.

Zur Wahlbewegnung.
Das nationalliberal-deutſchfreiſinnige Com-

promiß in Halle, von dem in den Zeitungen die Rede
iſt, beſchränkt ſich, wie die Nationallib. Corr. hört, vor-
läufig darauf, daß die Deutſchfreiſinnigen angeboten haben,
den bisherigen Vertreter Alexander Meyer fallen zu a
und einen gemeinſamen Candidaten aufzuſtellen, der ſich
auf das Septennat verpflichtet, z. B. Herrn Spielberg.
Was wird Herr Richter zu dieſen Deutſchfreiſinnigen
ſagen8 Täglich treten hervor, daß die Militär-
frg e zu einem tiefen Riß in der bisherigen deutſchreſſonigen Partei führen wird oder ſchon geführt hat.

Jn Danzig erlaſſen eine Anzahl hochangeſehener Mit-
glieder einen Aufruf, worin ſie ſich gegen die dreijäh
rige Bewilligung der Heeresvorlage erklären,
welche die Armee fortwährenden Wahlkämpfen preisgebe,
und ihren Entſchluß ankündigen, ihre Stimmen nur einem
Candidaten zu geben, der
einzutreten bereit iſt.

Halle. Die Vertreter des Haupt-Wahlausſchuſſes
ſocial demokratiſchen Fraktion Grillenberger,

e

Jnfanterie-Brigade ernannt worden.

Kolonien und Reiſen.
Aus Madrid verlautet: Nach Meldungen von

Sulu ſollen dortige Eingeborene eine deutſche
Faktorei angegriffen haben, aber zurückgeſchlagen
worden ſein. Hierbei ſollen auf deutſcher Seite 3 Per-
ſonen getödtet und 2 verwundet worden ſein. Der Gou

453Er hoffe, daß das deutſche Volk bei den Neuwahlen verneur der Philippinen hat der Garniſon von Sulu Ver-
ſtärkungen geſandt.

Kirche und Miſſion.
Die Bromberger evangeliſche Kirchengemeinde

der Bevölkerung und in
rafen ZedlitzTrützſchler,

Poſener Konſiſtoriums, die
hundertjährige Feier der Erbauung des evangeli-
ſchen Pfarrhauſes durch Friedrich den Großen mit
einem Feſtgottesdienſt, einem Feſtmahl in der Loge und durch
ein Sirg en longert begangen

Das Königliche Konſiſtorium in Kiel hat einRundſchreiben an die nordſchleswigſchen Geiſtlichen be
treffs ihrer Betheiligung an den Reichstagswahlen ergehen
laſſen. Es wird darin geſagt, das Konſiſtorium könne nicht
wiſſen, ob die ſeiner Zeit erhobenen Beſchuldigungen der Stim
men-Enthaltung in ihrem ganzen Umfange berechtigt ſeien;
auch ſei es wohl anzunehmen, daß vielleicht einzelne Geiſtliche
thatſächlich an der Abgabe ihrer Stimme verhindert geweſen
ſeien. Jm übrigen würden die Geiſtlichen, die ſich ohne trifti

en Grund nicht zur letzten Reichstagswahl eingefunden hätten,darauf aufmerkſam gemacht, daß. wenn auch jede agitatoriſche

Wirkſamkeit als mit der Stellung eines Geiſtlichen unvereinbar
bezeichnet werden müſſe, doch ein deutſcher Geiſtlicher niemals
ſeine deutſche Geſinnung verhehlen, und vor allem nicht dieſelbe

mittelſt Theilnahme an der Landtags und Reichstagswahl zu

4

Tage zu legeu verſäumen dürfe. Die „Flensb. Nordd. Ztg.
macht darauf aufmerkſam, daß das Blatt, in welches die Mit
theilung über ein ſolches vertrauliches Zirkular zuerſt ihren

eg gefunden hat, die Kopenhagener „Nationaltidende“ iſt.

Halle, den 22. Januar.
(Der Abdruck unſerer Lokalnachrichten iſt nur mit

vollſtändiger Quellenangabe geſtattet.)ſ

Tagesordnung für die Sitzung der Stadp
verordneten -Verſammlung. L den 24
Januar Nachmittags 4 Uhr. Oeffentliche
Bericht der Petitions- Kommiſſion über die Petition Neu
mann Errichtung einer Hofmauer ohne an
von Straßenausbaukoſten betreffend; 2) Bewilligung
der Mittel zur Verlegung des von der Blumenſtraße
nach der Uleſtraße führenden Kanals; 3) Antrag auf
Preisbewilligung für die vom ornithologiſchen Central
Verein für Sachſen und Thüringen beabſichtigte Aus
ſtellung; 4) Bewilligung der Koſten für Eis und Schnee-
abfuhren 5) Antrag auf Erhöhung der Poſition 4, Tit.

i 4 III des Hoſpital-Etats pro 1886/87; 6) Ueberlaſſungür die unveränderte Vorlage eines Terrainſtreifens in der Schützengaſſe an den Bau
reisermäßigung desunternehmer Püchel; 7) Antrag auf
olkskaffeeküche; 8)Gas und Waſſerverbrauchs in der
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auf Preisermäßigung für das in der Kanal
igungsſtation verbrauchte Waſſer 9) Antrag auf Be

ſeitigung verſchiedener Schlatenſtein itererzänge 10) Er
halung des Zuſchlags zum Pachtgebote für den

gerge'ſchen Garten 11) des Etats des
Waſſerwerks pro 1887/88. Geſchloſſene Sitzung:
12) Antrag auf Gehaltserhöhung eines Beamten 13) An-

auf Feſtſtellung der Höhe der von einem Beamten
beſtellenden Kaution; 14) auf Bellung feſtgeſetzter Kautionen; 15) Mittheilung des in

einer Verwaltungsſtreitſache ergangenen Erkenntniſſes.Dem ordentlichen Profeſſor an der Univerſität

HAnlegungalle a. S., Dr. Droyſen, iſt die Erlaubniß zur
des ihm verliehenen Ritterkreuzes erſter Klaſſe

des Großherzoglich Sächſiſchen Hausordens der Wach-
ſamkeit oder vom weißen Falken ertheilt worden.

Jm hieſigen Zweigverein für wiſſenſchaft
liche Pädago gik findet die nächſte Sitzung am Mittwoch,
den 26. d. M., ſtatt. Auf der Tagesordnung ſieht Vor-
trag von Herrn Pein: „Ueber Begriff und erfahrungsmäßziges
Fundament der Ethik“ (Ziller J l--3), 2 Mittheilungen
über neuere päd. Erſcheinungen und über die am 5. Februar
in Leipzig ſtattfindende Zuſammenkunft der Lokalvereine von
Altenburg, Leipziz und Halle.

Allgemeiner deutſcher Spruchv rein.
Der Zweig- Verein „Halle“ des allgemeinen deut-

ſchen Sprachvereins hielt geſtern Abend unter Vorſitz des
errn Berg Hauptmann Freiherrn von der Heyden-Rvnſch

eine Hauptverſammlung in der „Stadt Hamburg“ ab, in welcher
im Anſchluß an die Satzungen des Hauptvereins folgende be-
ſondere für den hieſigen Zweigverein geitende Beſtimmungen
angenommen wurden:

Die Mitgliedſchaft des Zweigvereins zu Halle (S.) kann
von allen in dieſer Stadt und deren Umgegend (Giebichen-
ſtein, Wörmlitz u. ſ. w.) wohnenden Perſonen und zwar
auch von Frauen erworben werden. Sie wird erworben:

2) durch ſchriftliche Beitrittserklärung oder
v) durch mündliche Beauftragung eines Vorſtandsmit-

gliedes zur Einzeichnung in die Liſte der Mitglieder;
e) durch Einzahlung des Mitgliederbeitrags.

2. Der jährliche Beitrag der Mitglieder wird für das Jahr
e auf 2 50 für die folgenden Jahre auf 3 feſt
geſetzt.

wurde erläuternd bemerkt, daß nachdem einmal
der Jahresbritrag pro 1887 mit 2 4 50 4 bereits ausge-
ſchrieben ſei, eine Aenderung nicht wohl zu treffen ſei. Da-
gegen werde es ſich empfehlen, den Jahresbeitrag etwas
höher zu greifen, da nach den allgemeinen Beſtimmungen
die Zweigvereine für jedes ihrer Mitglieder einen Jahres-
beitrag von 2 an den Haupt-Verein abzuführen haben
und für die Beſtreitung der eigenen Bedürfniſſe bei einem
Beitrage von nur 2 50 nicht die genügenden Mittel
vorhanden ſein dürften

3. Die Leitung des Zweig Vereins zu Halle erfolgt durch
einen aus fünf Mitaliedern beſtehenden Vorſtand, welcher
alljährlich im Januar auf die Dauer eines Jahres mit
einfacher Stimmenmehrheit durch Zettelabſtimmung in
einem Wahlgange gewählt wird. Bei Stimmengleichheit
entſcheidet das Loos, welches vom Vorſitzenden der Wahl
verſammlung gezogen wird. Der Vorſtand wählt aus ſeiner
Mitte den Vorſitzenden, deſſen Stellvertreter, den Schatz-
meiſter und den Schriftführer.

4. Zur Förderung der Vereinszwecke hält der Zweigverein zu
alle im Laufe des Winters Verſammlungen in ange-

meſſenen Zwiſchenräumen ab, in welchen geſchäftliche Mit
theilungen des Vorſtandes entgegengenommen und Fragen,
welche in das Gebiet des Sprachvereins fallen, in Vorträ-

en, ſowie in freier Beſprechung behandelt werden.
Diejenigen Mitglieder, welche den Zweigverein zu Halle in

der Hauptverſammlung des allgemeinen deutſchen Sprach
vereins zu vertreten haben, werden in einer im Monat
September einzuberufenden Verſammlung mit einfacher
Stimmenmehrheit gewählt.

6. Eine Abänderung oder Ergänzung dieſer Beſtimmungen
kann auf Antrag des Vorſtandes oder von 10 Mitgliedern
in einer zu dieſem Zwecke anzuberaumenden Verſammlung
mit Zweidrittel-Mehrheit der anweſenden Mitglieder be-
ſchloſſen werden.
Nach Annahme vorſtehender Beſtimmungen wurde zur

Wahl des endgültigen Vorſtandes geſchritten und es wurden
die Herren Berghauptmann v. d. Heyden-Rynſch,

uperintendent D. Förſter, Direktor Pr. Schrader, Banguier
Lehmann, Oberlehrer r. Schulz. Der Vorſtand berief zum
Vorſitzenden Herrn v. d. Heyden-Rynſch, zum Stellvertreter
D. Förſter, zum Schatzmeiſter Banquier Lehmannn, zum Schrift
führer Dr. Schulz. Letzterer wurde beauftragt, die heute be-
ſchloſſenen Beſtimmungen zur Kenntniß des Vorſtandes des
allgemeinen deutſchen Sprachvereins zu bringen und da hiermit
die Tagesordnung erledigt war, wurde die Verſammlung vondem Vorſitzenden geſchloſ en.

Wir fügen unſerem Berichte noch die Mittheilung bei, daß
der z r zu Halle bereits 59 Mitgtieder zählt und darf
man wohl erwarten. daß mit einer nunmehr beginnenden regen
Thätigkeit des Vereins das Intereſſe für deſſen Sache ſich auch
in unſerer Stadt mehr und mehr ſteigern wird. Der allgemeine
deutſche Sprachverein beſitzt eine Zeitſchriſt, welche ſeit dem
1. April 1886 zunächſt in zwangloſer Folge erſcheint und den
Mitgliedern unentgeltlich verabfolgt wird. Die uns vorliegen-
den erſten 7 Nummern der Zeitſchrift haben einen ſehr anregen
den, geiſtlich behandelten Jnhalt und weiſen unter den Mit-
arbeitern namhafte Autoren und Gelehrte auf. So enthält
unter Anderem Heft 2 an ſeiner Spitze einen Brief Viktor
von Scheffel's in treueſter Wiedergabe ſeiner Handſchrift,
vom September 1885. alſo nur ein halbes Jahr vor dem Tode
des Dichters, in welchem derſelbe den Beſtrebungen des Vereins
ſeine volle Anerkennung ausſpricht. Derſelbe lautet:

Miit den Grundſätzen und Beſtrebungen des Allgemeinen
Deutſchen Sprachvereins vollkommen einverſtanden, ſage
ich freundlichen Dank für die Zuſendung Jhres Mahn-
rufes, kann aber erfolgreich für die Gründung eines Zweig
Vereins keine Schritte thun. da ich die meiſte Zeit im Jahr
meinen Wohnſitz in am Unterſee habe. Das
alte ſchwäbiſch allemanniſche Bauerndeutſch, was die Leute
dortlands reden, läßt möglichſt wenig Fremdwörter zu und
geſchrieben wird nicht Viel.

eſte und umfaſſendſte Erfolge wünſchend
J. Victor v. Scheffel.

Plenarſitzung der Handelskammer zu Halle
am 14. Januar 1887.

1. Der Präſident eröffnet die Sitzun
macht die Mittheilung, daß die im vorigen Monat abgehaltenen

andelskammerwahlen die Wiederwahl der auf Grund ihres
ienſtalters aus geſchiedenen Arre merk grh Steckner-,

Ernſt-, Jung- und Müller-Halle; nabe- FreyburgMann Naumburg Monski Eilenburg und SchulzeDelitzſch.
ſowie die Neuwahl des Herrn Pilz- Bitterfeld ergeben haben
Letzterer iſt an Stelle des im Mai vorigen Jahres freiwillig
ausgetretenen Herrn Schmidt- Bitterfeld in die Kammer delegirt
worden. Der Präſident richtet an Herrn Pilz und die bis-

erigen Mitglieder Worte der Begrüßung. 2. Hieran ſchließt
ch die Neubildung des Vorſtandes, wobei Herr Kommerz.
Worten zum erſten und Herr Karl Jung zum zweiten

Präſidenten mittels Stimmzettel gewählt werden. Von den
Wagfrbengn 20 Stimmen ein Mitglied erſchien erſt nach der
Wahl hatten ſich auf Herrn Kommerz. Rath Steckner 18,

um 11 Uhr und

Herrn r 19 Stimmen vereinigt. Die Gewählten
nehmen die Wahl dankend an, Herr Kommerz.-Rath Steckner
mit der Erklärung, daß die hochgradige Schwäche ſeiner Augen
ihm verbieten würde, die Präſidialgeſchäfte über die gegen-

wärtige Wahlperiode hinaus wahrzunebmen; er bittet das
VPlenum, ſich im Laufe des Jahres über ſeinen Nachfolger zu
einigen. Der Präſident macht den Vorſchlag, die Zahl der ſtän
digen Commiſſionen um eine Landwirthſchaftliche Com-
miſſion“ und eine „Commiſſion für Schifffahrt zu ver-
mehren. Jndeſſen hat es gemäß Beſchluß des Plenums bei
den bisherigen Commiſſionen und deren Vorſitzenden ſein Be
wenden. Neben den bisherigen Commiſſionsmitgliedern treten
die Herren Hofmeiſter und Bourzutſchky in die Verkehrs-
commiſſion, Herr Knopf in die Gewerbecommiſſion, Herr
Pilz in die Handerscommiſſion, Herr Hofmeiſter in die
Eommiſſion für eilige Sachen ein. Durch die wachſende Laſt
ſeiner Berufsgeſchäfte veranlaßt, hat Herr Reinicke Mitglied
des Centralvorſtandes der Brauer- und MälzerBerufsgenoſſen
ſchaft, den Wunſch geäußert, ſeines Amtes als ſtellvertretender
Delegirter der Handelskammer zum Frankfurter Bezirkseiſen
bahnrath enthoben zu werden. Das Plenum entſpricht dem
und wählt an ſeine Stelle Herrn Commerzienrath Steckner.
4 Der Etat der Handels kammer für 1887 wird in
Einnahme und Ausgabe mit 12500 4 feſtgeſtellt, und zur Deck-
ung dieſer Summe die Erhebung eines Zuſchlages von zur
Gewerbeſteuer vom Handel beſchloſſen. Die Herren Müller
und Bode übernehmen die Prüfung der Jahresrechnung.
5. Aus der Heſchlußfaſſung über verſchiedene Gegenſtände
iſt u. A. Folgendes zu erwähnen:

a) Das Königl. Landgericht in Naumburg fragt an, ob in
den Monaten April Mai v. Js. in Halle der Preis für
Mauerſteine (rothe Blender) 25 4 bezw. 28 .4 bezw.
30 betragen habe, oder ob die Steine in lieferbarer Qua-
lität damals auch noch billiger zu beſchaffen geweſen wären.
Dem Sachverſtändigen der Handelskammer, Herrn Voigt-
Bitterfeld, erſcheinen dieſe Preiſe ganz ungemein mäßig, ſelbſt
bei der Annahme, daß dieſelben ſich für Waare ab Ziegelei
verſtehen, (worüber die Anfrage des Königl. Landgerichtes
nichts erſehen läßt). Nach den Notirungen des Berliner Bau-
marktes koſteten Verblendklinker vom 9. April bis 27. Mai
v. J. loco Berlin 60-75 was einem Preiſe von 48--63
loco Halle entſpricht. Ob die Qualität Blender vom
Käufer bemängelt worden iſt, theilt das Königl. Landgericht
nicht mit; zur Begutachtung derſelben würde es der Vorlage
von Proben bedürfen. Da jedoch obige Preiſe ſo tief unter
dem Marktpreiſe ſtehen, ſo hält Herr Voigt eine Begutacht-
ung für überflüſſig. Das Plenum beſchließt, das Königliche
Landgericht dementſprechend zu beſcheiden.

Gegenüber einem vom Verband deutſcher Speiſeöl-Fabri-
kanten beim Bundesrath geſtellten Antrage: derſelbe wolle
beſchließen, daß nur denaturirtes Baumwollſamenöl
zu dem bisherigen Zollſatze für Baumwollſamenöl von 4 4
pro 100 Kg. eingeführt werden darf, betont die Handelsk. zu
Offenbach in einer Eingabe an das Reichskanzleramt die
Intereſſen der Seifeninduſtrie und beantragt, für den Fall
der Einführung der Vorſchrift der Denaturirung den Zoll
auf 2 pro 100 Kg. zu ermäßigen. Die diesſeitige Handels-
kammer findet keine beſondere Veranlaſſung, zu dieſer Frage
Stellung zu nehmen.

c) Die Handelskammer für Oſtfriesland und Papenburg
erſucht, beim Reichskanzler mit dahin vorſtellig zu werden,
daß der im Septbr. 1885 eingeſührte Zuſchlagszoll für
Mineralölfäſſer derſelbe beträgt für jedes Faß ca. 1,45

wieder aufgehoben werde, indem die kleineren Händler
pielfach nicht in der Lage ſeien, ſich die für den Fall der
Wiederausfuhr der Fäſſer vorgeſehene Vergütung des Zolles
in vollem Umfange zunutze zu machen. Die Handelskam-
mer hat ſich mit dieſem Gegenſtande bereits zur Zeit der Ein
führung des Zuſchlagszolles befaßt; derſelbe wurde damals
mit Rückſicht auf ſeine verhältnißmäßig geringe Wichtigkeit
für den Handelskammerbezirk fallen gelaſſen. Herrn Berg-
rath Biſchof zufolge iſt die von Seiten der ſächſiſchen M ne-

der

ralölfabrikanten anfänglich gehegte Befürchtung, es möchte
ihnen durch den Zoll die Mineralöl-Faſtage vertheuert wer-
den, nicht eingetroffen; im Gegentheil, der Preis der Fäſſer
ſei geſunken. Hiernach ſei denn auch der mit dem Zoll beab-
ſichtigte Schutz des deutſchen Böttchereigewerbes verfehlt
worden, ſo daß der Bundesrath ſich wohl veranlaßt ſehen
dürfte, den Zoll, der einen nennenswerthen Betrag für die
Reichskaſſe nicht abwerfe, wieder zu beſeitigen. Nachdem
noch die Herren Riedel und Hofmeiſter zur Sache ge-
ſprochen, wird auf Antrag des Herrn Bethcke beſchloſſen,
die Handelskammer für Oſtfriesland und Papenburg mit
ihrem Rundſchreiben an den Deutſchen Handelstag zu ver-
weiſen

d) Ein hieſiger Kaufmann nimmt die Vermittelung der

girte früher die „Baltiſchen Studien“ das Organ der Ge

Handelskammer in Anſpruch, um eine veränderte Art der Be
rechnung der Giltigkeitsdauer der zweitägigen Eiſen
bahn-Perſonenfahrbillets nach der Seite hin herbeizu-
führen, daß die Billets ohne Rückſicht auf den Kalendertag
von der Stunde ihrer Entnahme an volle 2 mal 24 Stunden
in Kraft bleiben; ferner wünſcht der Genannte, daß bei
Zahlung von Gerichtskoſten durch die Poſt ein minder
umſtändliches und weniger koſtſpieliges Verfahren eintrete.
Was den erſteren Theil des Antrages anbelangt, ſo iſt der Ge
danke, daß allen Fahrgäſten für gleiches Geld gleiche Rechte
zuſtehen ſollen, an ſich ganz richtig und in den verſchiedenen

Sommer iſt, zur Zeit vor der Auswanderung nach dieſem

Bezirkseiſenbahnräthen auch bereits wiederholt erörtert worden,
Die Ausführung deſſelben ſcheiterte bisher an den Schwierig-
keiten der Billet-Kontrolle.
Handelskammer in der Sache nichts thun. Theil 2 des An-

Unter dieſen Umſtänden kann die

trages wird der Handelskommiſſton überwieſen; ebenſo die
folgende Amglegephrit Der Kaufmänniſche Verein hierſelbſt
äußerte den Wunſch, daß den hieſigen Geſchäftsleuten die Brief-
und Muſter-Frühpoſt bereits um 6 bezw. (im Winter) um
7 Uhr zugänglich gemacht werde, eventuell dadurch, daß im
Poſtgebäude Kaſten angebracht werden, aus denen die Adreſſaten
ſich ihre Poſtſachen ſelber entnehmen können. Die Kaiſerliche
Oberpoſtdirektion hierſelbſt hat den betr. Antrag der Handels-
kammer abſchläglich beſchieden.

Die Handels und Gewerbekammer zu München leitet
aus der im vorigen Jahre vorgenommenen Abänderung des
Telegraphengebührentarifs eine Belaſtung des Publikums
her und tritt bei dem Bayeriſchen Staatsminiſterium für die
Wiederherſtellung der früheren Tarifſätze ein. Dem hält die
Berliner Kaufmannſchaft in ihrem letzten Korreſpondenzblatte
entgegen, daß im Depeſchenverkehr der Berliner Vörſe die von
der Münchener Kammer geltend gemachte Thatſache nicht be
obachtet worden ſei. Da die hieſige Handelskammer ſich von
den Beſtrebungen der Münchener Kammer einen Erfolg nicht
verſprechen kann, ſo lehnt ſie es ab, ſich denſelben mit einer
Eingabe an die Landesregierung anzuſchließen.

Eine Hamburger Firma macht den Vorſchlag die Be
ſorgung des Sammelladungsverkehrs von den Spedi-
teuren auf die Güterexpeditionen übertragen zu laſſen, da unter
den beſtehenden r der Vortheil aus dieſer gemeinnützigen Einrichtung faſt ganz den Spediteuren plliege Herr
Stadtrath Ernſt kennzeichnet die Tendenz dieſes Vorſchlages
als dahingehend, durch Frachterſparniſſe Hamburg wieder einen
n Antheil an dem Güterverkehr aus Deutſchland nach

ngarn zuzuſichern; infolge Einführung eines neuen Verband-
tarifs AntwerpenBudapeſt habe Antwerpen die nach Ungarn
zu verladenden Güter an ſich gezogen. Für die Verwirklichung
des nrſerzze5 ſeien nur geringe Ausſichten vorhanden. Seit
e trebe der Handelsſtand die Bildung einer 2. Stückgut

aſſe an, wobei der Herr Verkehrsminiſter ſich entgegenkommend
verhalte. Mit der Einführung des Tariſfſchemas der ſiebziger
Jahre (Allgemeine Wagenladungsklaſſen, Spezialtarife, Aus
nahmetarife, Stückgut) habe ſich die Stückgutverfrachtung mancher
Artikel gegen früher um 50 Proz. und mehr vertheuert was
beſonders von den rheiniſch- weſtfäliſchen Eiſenwaarenhändlern,
welche zahlreiche kleine Kolli verſenden, drückend empfunden
werde. Mit Rückſicht hierauf beantragt Herr Ernſt Uebergang
zur a Das Plenum ſchließt ſich dem an.

s) Die Handelskammer zu Braunſchweig ſucht im Intereſſe
der Aktiengeſellſchaften und ihrer Organe auf eine ſachliche
Jnterpretation deſſen, was unter „Anſchaffungs- und Her
ſtellungspreis“ im Sinne des Art. 185 a. Poſ. 1 u. 2 der
Aktiennovelle vom 18. Juli 1881 zu verſtehen ſei, hinzu
wirken. Jn Bezug auf, die Aufſtellung der Bilanz einer
Aktiengeſellſchaft hat eine Civilkammer des Königlichen Land
gerichtes zu Berlin entſchieden,

e

redaß unter Herſtellungspreis nur die unmittelbar zur e
ſtellung der Waaren verwendeten Materialien, Arbeits
und auf dem Fabrikate (z. B. Bier, Spiritus) als ſolchem
etwa ruhenden Steuern im Gegenſatz zu den unmittelbar zu
dieſem Zwecke dienenden Anlagen, Geräthſchaften und Kapi-

talien zu verſtehen ſeien. eHierdurch angeregt, hat die Handelskammer zu Braunſchweig
eine einſchlägige Definition vom kaufmänniſchen Standpunkte
aus abgefaßt. worüber dieſelbe ſich eine Aeußerung der Handels
kammern an den Deutſchen Handelstag erbittet. Den Mit
liedern hieſiger Handelskammer iſt die Braunſchweiger Er
e vor der Sitzung im Abdruck zugänglich gemacht worden.

Dieſelbe lautet: JAls Anſchaffungspreis einer Waare ſind alle h
Koſten zu verſtehen, welche nothwendigerweiſe zur Beſchaffung
derſelben dis an den Ort ihrer Bilanz Aufnahme verausgabt
werden müſſen. Als Herſtellungspreis der fabrizirten Waare
ſind zu verſtehen die Speziallöhne (Accord und Stücklöhne)
und die allgemeinen Löhne (Tagelöhne). die Gehalte der die
Fabrikation leitenden Beamten, das direkt und indirekt ver
wendete Material und ferner diejenigen Fabrikationskoſten,
die ausſchließlich durch die Fabrikation der Wagre entſtanden
ſind. Außerdem noch eine entſprechende Rate für Abnutzung
der dazu verwendeten Werkzeuge und maſchinellen Einrichtung.
Ausgeſchloſſen dagegen ſind alle Unkoſten, die durch den Ver
kauf der Wage veranlaßt werden, ſowie Zinſen auf Anlage-
Kapital, auf die zur Fabrikation oder zum Vertriebe dienenden
Einrichtungen, Gebäude und dergleichen Diejenigen Koſten,
welche ſich nicht für das einzelne Stück Waare direkt ermitteln
laſſen, weil ſie zur Erzeugung der Geſammt Produktion dienen.
dürfen in einem ratirlichen Prozentſatze auf den Werth des
einzelnen Stückes demſelben hinzugerechnet werden. Die
im Geſetz unter 185 4 bezeichneten Koſten der Verwaltung
(gemeiniglich unter dem Ausdrucke „Geſchäfts-Unkoſten“ ver-
ſtanden). die nicht als Beiſtand aufgeführt werden dürfen,
ſondern jährlich abgeſchrieben werden müſſen, ſind mit den
als Fabrikations- Koſten bezeichneten nicht identiſch.

Herr Kommerzienrath Steckner hält eine generelle Aus-
legung der in Rede ſtehenden Ausdrücke nicht für unbedingt
erforderiich, indem nach ſeiner Anſicht den Akiiengeſellſchaſten,
wenn ſie bei Aufſtellung der Bilanz reell und ſachlich zu Werke
gehen, von Gerichtswegen nichts anzuhaben iſt. Auch könne auf
den Richter ein Druck zur Anerkennung dieſer kaufmänniſchen
Jntervretation nicht geübt werden. Herr Riedel erachtet
die Angelegenheit für wichtig genug, um ſie eingehender zu er-
wägen. Augenſcheinlich habe der Geſetzgeber durch den Hinweisauf die Herſtelluſgs- bezw. Anſchaffungstoſten verhindern wollen,

daß bei der Schätzung des Werthes des Waarenlagers ein
Fabrikations- oder Handelsgewinn mit veranſchlagt und
die Bilanz dadurch künſtlich erhöht werde. Bei der großen
Verſchiedenartigkeit der Fabrikationsverhältniſſe ſei es
dem Richter überlaſſen worden, den Begriff der Her-
ſtellungs- oder Anſchaffungskoſten im konkreten Falle zu
umjrenzen. Daß dieſes Verfahren nicht nnzweckmäßig ſei,

beweiſe der Braunſchweiger Erklärungsverſuch, welcher un
genügend ausgefallen ſei. indem derſelbe nicht ſämmtliche that
ſächlich vorkommenden Fabrikationskoſten berückſichtige.
Die Handelskammer ſieht ſich veranlaßt, die Herren Riedel,
Bethcke und Kommerzienrath Steckner mit der Erledigung
dieſer Sache zu beauftragen.

Herr Bethcke bringt noch einige Gegenſtände zur Sprache
über welche in der nächſten Sitzung des Ausſchuſſes des
Deutſchen Handelstages verhandelt werden wird (öffentlicher
Lagerhausverkehr und Anwendung des Landesſtempels bei
Kauf- und Lieferungsgeſchäften).

Zur Fortführung der Berathungen über den deutſch-öſter-
reichiſchen Handelsvertrag werden die Herren Bergrath Biſchof,
Mann und Voigt am 19. d. Mts. zuſammentreten.

Todesfälle.
Der Abgeordnete Schmidt (Stettin) iſt am

21. d. in Berlin verſtorben. Theodor Schmidt, 1817 ge
boren wurde zuerſt 1861 von dem Wahlkreiſe Randow-
Greifenhagen in das Abgeordnetenhaus gewählt und hat Ende
vorigen Jahres unter Theilnahme weiter Kreiſe ſein 25jähri-
ges parl imentariſches Jubiläum gefeiert. Er war auch
mannigfach ſchriftſtelleriſch thätig verfaßte u. A. eine „Ge-
ſchichte des Handels und der Schifffahrt Stettins“ und redi

ſellſchaft für pommerſche Geſchichte und Alterthumskunde.

Geſundheitspflege und Aerztliches.
Laut in Bern eingetroffenen zuverläſſigen Mitthei-

lungen iſt jetzt in ſämmtlichen Gebieten der argen-
tiniſchen Republik die Cholera ausgebrochen und
hat derartige Dimenſionen angenommen daß der ſchwei-
zeriſche Bundesrath, zumal in Argentinien gegenwärtig

Lande zu warnen ſich veranlaßt ſieht.

Jnduſtrie und Handel.
Der Herr Miniſter der öffentlichen Arbeiten hat jetzt.

wie die Köln. Ztg.“ mittheilt, endgültig die Eiſenbahndirektion
Berlin angewieſen wegen der von hier Ende vorigen Monats
ausgeſchriebenen Lieferung von Stahlſchienen und Eiſen-
bahnmaterial nicht mit den engliſchen. ſondern mit den ver-
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[Nachdruck verboten.

Hallesohes Stadt- Theater.
Sonnabend, den 22. Januar. Beginn 7 Uhr Abends.

77. Abonnements- Vorſtellung. (Weiße Karten.)

Fest-WVorstellung
zur Feier von Gotthold Ephraim Leſſing's

Geburtstag

Emilia Galotti“.
Trauerſpiel in 5 Aufzügen von G. E. Leſſing.

Emilia Galotti Vuagrie Purſchian.Odoardo Galotti, Eltern der Albert Patry.
Elaudia Galotti. Enmilia Clara Ungar.
Hettore Gonzaga, Prinz von Gua-

ſtalag P. Zaenkrchen,Marinelli, Kammerherr des Prinzen Adolf Müller.
Camillo Rota. einer von des Prinzen

Räthen Carl Friedau.Conti, Maler Eugen Mauthner.Graf Appiani Arthur Bauer.Gräſin Orſina. JFulla Bcechre
Angelo Frip Kugelberg.Bediente Guſtav SchwJoſef Hertzka.

Nach dem 1. und 2. Akte größere Pauſen.
Zum Schluß der Vorſtellung: Großes lebendes

Gruppenbild aus den Hauptwerken Gotthold Ephraim
Leſſing's: „Nathan der Weiſe“, „Minna v. Barn-
helm“, „Miß Sahra Sampſon“ c.

Haupt Dekoration: Die Laokoon- Gruppe
aus dem Atelier des i Rnter Malers Kautsky

in Wien.

Abgeändertes R. pertoire: Sonntag Nachm. 3 Uhr:
„Goldene Spinne“ (halbe Preiſe), Abends 7 Uhr: Die
Walküre“ (0); Montag: „Die Jungfrau von Orleans“;
Dienstag: „Die Entführung aus dem Serail“.

S

O

S



e e re ehe wobei V 77 25 pte 88 d i bez. u Telegraphie ings ihre Preiſe denjenigen der nie engli uguſt ez., per Se ober ez. Rosgietunger gleich zu fielen bob en. e Veha hauptun z er 1000 Kilogr. loco r Termine feſter gekündi t bod Berlin, 21. Januar. Die Berathung über ein Ver
e loriex, eſrit Engländer hatten die We e bei nd e cstecks 132 bez. Loco 127 183.4 nach Qua- bot der Pferde-Ausfuhr iſt in Folge von bedeutenden

ler einen Lieferung um 420000 Mark unterboten, entbehrt Utät bez. Lieferungsqualität 131,0 bez., ruſſiſcher bez. PferdeAnkäufen in Weſtphalen und Mecklenburg in der Abon
eder thatſächlichen Begründung Die Berechnung der einzelnen miändiſseg 130 131 ab Bahn bez. per dieſen Monat 7 nächſten Woche im Bundesrathe zu erwarten. pro Oeisunterſchiede war mit Rü ſicht auf die ver reren ſten bez., per Januar Februar bez., per März April

lieferungsſtellen ſehr verwickelt und iſt von der Eiſenbahn bez. per Arrire 13225 132.5 bez. per MaiJuni 132, Darmſtadt, 21. Januar. Alexander von Dir
irgein Berlin erſt Anfangs voriger Woche zum Abſchluß ge bez., per Juni Juli 133 3325- 133.5 bez., per September reiſt zunächſt nach Jtalien. Ob er nach Egypten geht, i n

e e e le eeringe Preisunterſchiede vorhanden waren und die deutſchen i 853 e u t HaferWerte hab haben ſich ſofort bereit erklärt, dieſe Unterſchiede auszu- per 1000 Kilogr loco unverändert, Termine ohne Umſatz, Jetün Faris, 21. Januar. Rocheſort fordert Boulanger zweiter
Somit iſt dieſe erhebliche Arbeitsmenge für die deutſchen digt Ctr., Kündigungspreis bez. loco 109— 146 .4 nach zu einem Staatsſtreich auf. Die „Rep. françaiſe“ ver-Leck ägettet worden Bertt d e di Sein be eſeringegalifät i bz. on her tet u u den Artikel es brand

an der geſtrigen Berliner Börſe gingen die ez., guter ab Bahn bez., feiner ez., marken. ie orleaniſtiſche Preſſe verlangtKurſe und wiederum wurde das mit ppitchen Nach preußiſcher mittel bez., guter 126 .4 bez. feiner bez., Beſeitigung Preſſ vot die ſofortize
richten in Zuſgmmenvans gebracht. Das „Berl. T. ſchreibt: ruſſiſcher bez., per dieſen Monat 4 bez., per März Lond 21. J N Meldr haben uns an dieſer Stelle nicht mit den e Nach April 4 bez,, per April Mai 1115 .4 nom. ber ver Mai ondon, anuar. ach einer Meldung aus
a zp beſt ez und Gileg W x j drſht Juni n .4 er y z 17 grr Juli Auguſt iſt J ein er We von außer-

der Politik hier enthalten. Auch iſt es ernſtlich ni ez. Mais per gr. loco fe ermine ge ewöhnlicher Größe ſichtbar gewoe etwas Beſtimmteres darüber zu ſagen, ob an m Kündigungspreis 4 bez., Loco s nach Qua s h ch ße ſich S Ä- h
e demnächſt eine Erholung bevorſtehbt, oder neue Rück lität dein per dieſen Monat 112,5 nom., per April Mait zu erwarten ſind. Für die Richtung, welche die Kurſe bez. MaiJuni bez. uliAug. .4 bez. Erbſen ver Halle. Der nationalliberale Verein hat, wie wir

weifer einſchlagen dürften, werden außer der Politik noch eine 1000 r. Kochwaare 150—200 dez., Futterwaare 124 bis hören, geſtern beſchloſſen, mit den Konſervativen zuſammen nd
e anderweitiger Faktoren von beſtimmendem Einfluß ſein. 132.4 nach Qualität bez. aten ver 1000 Kilogr., r den Oberbergrath Täglich sbeck als Kandivaten aufzuſtellen. u
n der geſtrigen Börſe ſchenkte man übrigens dem Umſtande, ter Ctr., Winterraps bez. Sommerraps be Die Freiſinnigen bleiben bei Meyerein erſtes dortiges Bankhaus auf einer Reihe von Märkten interrübſen bez. Sonmoctäbier bez. Rat l Viz Abgeber auftrat, eine beſondere Aufmerkſamkeit. z 100 Kilogr. mit Faß, Termine matier, gekündigt Ctr., Kün uch de

y an 3 in Hele ehe t r ignyge ri 56 bez. M it Jaß bez., loco J Faß We u e ten eſhaft en et en. ne gerein, welcher, ohne eine legale Exiſtenz zu haben, eine Pro ez., per dieſen Monat ez., per ruarM duktenbörſe abhält. hat um Srierä e Genehmigung der bez., per März April bez., per April Mai 45,8 für Lokales und Provinz Dr. Ewald Schulze, beide zu Halle.
Börſe nachgeſucht. Dieſem Anſuchen ſoll entſprochen werden, bez., per MaiJuni 46,1 bez. ine ber 100 Kilogr.
wenn entweder die Leitung der Börſe der Handelskammer über loco bez. Lieferung bez. Spiritus per 100 3fragen oder eine von den Mitgliedern der Vörſenverſammlung Liter à 100 100007, Liter, etwas feſter, gekün- Halliſcher Tages -Ralender.
z wählende Kommiſſion mit der Leitung der Vörſe (unter digt Liter, Kündigungspreis bez. loco mit Faßcht des Regierungspräſidenten) betraut wird. Der Börſen- bez., per dieſen Monat und ver Ja debrra 37,5—37,6 bis Sonntag, den 23. Jannar: zum P
orſtand hat ſich für letzteres entſchieden. Ein bezüglicher 375 bez., per Februar März b er März Apriltatutenentwurf wird der auf den 10. Februar einberufenen bez., ver April-Mai 38,5-38, e ver Fai, Juni Muſeum der Provinz Sachſen für heimathl. Geſchichte eingerie

Börſenverſammlung zur Genehmigung vorgelegt. 388—389—388 bez., per Juni Juli 39,5-—39.6-—395 bez. Alterthumskunde: unentgeltlich geöffnet Sonntag, Diensta Be
per Juli Auguſt 40, i 2—40,1 bez., per AuguſtSeptember Donnerstag v. II--1 Ühr in der ehemal. R ſidenz, Domgaſſe z. Märke

Schiffsverkehr. 40,7--40,8--40,7 bez. Spixitus per 100 Liter à 1009 Städtiſche Kunſtſammlung im Kichamt (gr. Berlin). von HerrenLondon, 21. Januar. Der Union-Dampfer „Pre- 10600 loco ohne Faß 37,5 bez. 10 bis 6 Uhr Volksbibliothek: Vm. von 1II-12 geöffnet im Le
M toria“ iſt auf der Ausreiſe geſtern in Capetown angegangen. Weizenmehl Nr. 00 23,50--22,00, Nr. 0 21,75--19,75 Rathhaus. Kaufmänn. Verein: Vm. 11 Vorſtandſitzung. undLondon, 2l. Januar. Der Caſtle- Dampfer „Dumbur- bez., feine Marken über Hoti bez. Roggenmeöl Nr. 0 und Katholiſcher Geſellenverein: Ab. von 8-10 im Kp rer ſtraßen

Caſtle“ iſt am Mittwoch auf der Heimreiſe von Capetown 1 per 100 Kilogr. unverſteuerl incl. Sack, feſter, gekündigt Ctr., „Reichskanzler.“ Kaufm. Verein „Frohſinn“: Ab. errichte
er Kündigungspreis bez. per dieſen Monat und per Januar Hotel und Café David“. Verein Freund haftebund. Ab Preiſe

chen, 21. Januar. Die engliſche Poſt vom 20. Februar 17,70 bez., per Februar März bez., ver im „Reichskanzler.“ Geſangverein Helena“ m Forſthaus:Januar Morgens iſt ausgeblieben. Grund: Schiff iſt in Oſtende März April bez. per AprilMai 17.90 bez., per Mai 8 Uhr anen sabend. Turnverein „Ule“: „Jereinsaben nomme
wegen Nebel nicht herangekommen. Juni bez., per JuniJuli bez. mit Damen in Wilke's Reſtauraut, kl. Klaus sſtr.'sHamburg, 21. Januar. Der Dampfer „Maſſalig“ Amſterdam 21. Januar. Weizen auf Termine unverändert, Mouta 24.von der dentſchen Dampſſchiffs-Rhederei, welcher am 10. d. M. ver Mai 228. Roggen loco Feſter auf Termine unverändert, tag, den -4. Januar

von Hamburg nach Oſtindien abging, iſt bei dem Cap Trafalgar per März 128, per Mai 130 à 131. Rüböl loco 23, pergeſtrandet. Dex Vorder- und der Mittelraum des Schiffes Mai 23 per Dezember bis re iriie Griwrichſera e) Geöffnet vnd voll Waſſer. London, [1. Januar. (Anfangsbericht.) Fremde Zufuhren den A oxm. In den letzten zwei 9ſeit letztem Montag: Weizen 58 000, Gerſte 7400, Hafer 46 400 reren en v von Büchern u. Abgabe derſelben.

re e e. e n c e e leagdeburg, anuar. (für Granulatedzucker Gerſte, Hafer u. Mais ſtetig. ußberi eizen eineincl. 24,25 24.50. Kryſtallzucker I., über 989 24,00, do Gerſte 7340, Haſer 46 120 QOrt. Sämmtliche Getreidearten ruhig Debäude der Königlichen Unwerſtae Klinik am omolag.
über 98 23,00, Kornzucer excluſive, von 97 engliſcher Weizen 1 Sh. niedriger als letzten Montag, fremder StadtverordnetenVerſammlung Nachm. 4im Sitzungs-Saale. Natio

do. do. von 96 20,10-—20,35, do. do. von 959 ſehr träge, ſchwer verkäuflich, Mehl träge, Mais Sh. nied Börſenverſammlung Vormittags 8 Uhr im Börſengebäude zu einedo. do. 880 Kenvet. 19,15- 1598. Nachproducte, e ecl, riger als vorige Woche. Leeewe t e w. i den Re
do. do. 756 Rendem. 15,50 17, 0. 2 Liverpool, 21. JanugWg Baumwolle. (Anfangsbericht.) ühr Na chmictag Der Die hniſch m 7 urd von 26 err V

Poſten aus erſter Hand:) Raffinade, ſfein, excl. Faß Puthnghlicher et 8000 B. Ruhig. Tagesimport Vhblothet a Leſe änmer tig r er e b. 7 Situatido. fein 42575—260, Melis ſein. .026.25 25.60. do. mittel (Schlußberidt) Umſat 8900 davon fur Se re ar. r n gdo. ordinär Würfelzucker, I., incl. Kiſte und Exvort 500. B. Rudig Middl. amerikaniſche al Turuderein- e g. ad r artinsgaſſe 10. ehen
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SebanerSchwetſchke'ſche Buchdruckerei in Halle. Septe
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